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Zum Forschungsp rojekt  ăParti zipation 2.0 ò 

Die vorliegende Studie ăGªrtnern in der Stadt. Landschafts- und freiraumplanerische 

Erkenntnisse aus dem Forschungsprojekt Partizipation 2.0ò wurde im Rahmen des 

kooperativen Forschungsprojektes ăNutzerInnen-Perspektiven auf das Bebauungskonzept 

ăCompact Garden Livingò ð Partizipation 2.0ò erstellt. Das Projekt Partizipation 2.0 beschäftigt 

sich mit dem Transfer und dem Aufbereiten von planerischen Entwurfsarbeiten für potenziell 

Interessierte sowie mit dem Erheben von Nutzungsansprüchen und d em Rücktransfer dieser 

Ansprüche, Bedürfnisse und Ideen in Planungsprozesse. 

 

Das Forschungsprojekt war ursprünglich so konzipiert, dass der Rücktransfer der Ideen von 

Nutzerinnen und Nutzern direkt bei einer konkreten Planungsaufgabe, dem 

Bebauungskonzept  ăCompactGardenLivingò, erfolgen sollte. Somit sollte schon fr¿hzeitig in 

der Planung, d. h. schon bei der Entwicklung des Bebauungskonzepts, auf unterschiedliche 

Lebensbedingungen von Nutzer innen und Nutzern und künftigen Mieterinnen und Mietern 

bzw. Eigentümerinnen und Eigentümern reagiert werden. Durch diese partizipative 

Entwicklung von Planung sollte es ermöglicht werden, den Wohnbau und die Freiräume 

abgestimmt auf die diversen Anforderungen der Zielgruppe zu entwickeln. Entgegen den 

ursprünglichen Ze itplänen des Bauträgers lag zeitgerecht keine gültige Flächenwidmung für 

das zugesagte Grundstück vor.  

Daher wurden die für das Forschungsprojekt erforderlichen, realistischen Grundlagen mittels 

mehrerer anderer Grundstücke bzw. Gebäude - und Freiraumtypologien geschaffen. 

Planerische Entwurfsarbeiten sowie Planungsprozesse, Planungsinstrumente und 

Planungsverfahren wurden für potenziell Interessierte aufbereitet. Die planerischen Arbeiten 

zum Vorentwurf, die in Form von technischen Plänen (Grundrisse n, Schnitten und Ansichten) 

sowie in Form von technischen Berichten vorliegen, w urden so aufbereitet, dass diese für 

interessierte Personen verständlich sind und damit konnte die Grundlage geschaffen  werden, 

dass sich die (potenzielle) Zielgruppe in den technisc hen Entwicklungsprozess einbringen 

kann. 
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Die Nutzungsansprüche  der Zielgruppe  an ăgr¿nes Wohnenò sowie deren Ideen und 

Erfahrungen zum Thema ăGªrtnern in der Stadtò wurden mithilfe von mehreren 

Fokusgruppen -Interviews, Web 2.0-Anwendungen sowie über Aktionstage und andere Face-

to-Face-Kommunikatonsformate erfasst. Begleitend wurden mehrere Expertinnen - und 

Experten-Interviews durchgeführt. Sämtliche Beiträge, Erfahrungen und Inputs wurden 

entsprechend dokumentiert, aufbereitet und für die landschafts - und freiraumplanerische 

Praxis zugänglich gemacht. Diese Beiträge erfuhren also einen Rücktransfer in die Planung, 

was das Forschungsp rojekt zu einem Beispiel für partizipative Landschafts- und 

Freiraumplanung macht. Die Berücksichtigung von Gender aspekten bedeutet, vielfältige 

Lebensrealitäten von Frauen und Männern und die daraus entstehenden unterschiedlichen 

Bedürfnisse bei der Entwicklung der Wohn - und Freiraumtypologien einzubringen. Dies 

erhöht die Qualität von Architektur und Freiraum sowie die Nutzungs - und 

Bedarfsgerechtigkeit des Wohnbaus insgesamt.  

 

Folgende Arbeitsschritte und Aktivitäten wurden vom Forschungsteam durchgeführt:  

¶ Konzeption und Implementierung einer webbasierten Kommunikationsplattform  

¶ Aufbereitung von diversen Planungsgrundlagen (Vor entwurfsplänen zu 

verschiedenen Grundstücken und Bebauungsformen, Planungsprozessen generell, 

Planungsinstrumenten, wie STEP, Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, 

technischen Regelwerken, Normen etc.)  

¶ Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von Fokusgr uppen-Interviews 

¶ Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von Events (Aktionstagen)  

¶ Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von Expertinnen - und 

Expertengesprächen 

¶ laufende Kommunikation über Website, Social Media und Face -to-Face 

¶ Dokumentation der NutzerInnen-Beiträge 
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Das Projektkonsortium setzt sich aus dem Architekturbüro Dr. Christian Kronaus, dem Büro 

für nachhaltige Kompetenz (B-NK GmbH) (Landschafts- und Verkehrsplanung sowie 

Unternehmensberatung) und dem Landschaftsbauunternehmen Dipl. -Ing. Ralf Dopheide e.U. 

zusammen. Begleitet wurde das Projekt von der Sozial - und Wirtschaftswissenschaftlerin Dr.
in 

 

Roswitha Hofmann. Gefördert wurde das Projekt von der FFG (Österreichische 

Forschungsförderungsg esellschaft) mit Mitteln des BMVIT (Bundesministerium für Verkehr, 

Innovation und Technologie) im  Fºrderschwerpunkt ăTalenteò FEMtech Forschungsprojekte  

ð Gendergerechte Innovation, 1. Ausschreibung  mit der Projektnummer  835553. Das Projekt 

hatte eine Laufzeit vom 1. Juli 2012 bis 31. Dezember 2013 (18 Monate). 

 

Der vorliegende Bericht stellt die Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt vor , fokussiert dabei 

auf die stadt- und freiraumplanerischen sowie landschaftsgärtnerischen Aspekte  und wurde 

von den beiden KonsortiumspartnerInnen, dem Büro für nachhaltige Kompetenz (B-NK 

GmbH) und dem Landschaftsbauunternehmen Dipl. -Ing. Ralf Dopheide e.U. erstellt. 
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Gender -Planning   

Geschlecht als veränderbare soziale Konstru ktion   

Bei Gender handelt es sich nicht nur um eine sozial definierte Konstruktion von Frau en und 

Männern, sondern auch um eine sozial konstruierte Definition von Geschlechterverhältnissen, 

Geschlechterrollen und Geschlechterkonstruktionen.  

Auch wenn Menschen sich dessen nicht bewusst sind: Sie handeln im Alltag nach  

(Teil-)Theorien, die sie im Laufe ihres Lebens aufgebaut haben. Diese Alltagstheorien sind 

stark mit geschlechterspezifischen Zuschreibungen und Geschlechterstereotypen 

verbunden: ăBuben sind starkò, ăHausarbeit ist Frauensacheò, ăAlle Frauen wollen Kinderò, 

ăTechnik ist Mªnnersacheò Diese Geschlechterzuschreibungen gehen von 

personenbezogenen Eigenschaften aus, die dann auf die Eignung bzw. Nichteignung für 

bestimmte Tätigkeiten umgelegt werden. Das biologische Geschlecht wird zwar mit der 

Geburt zugewiesen, die Zuschreibung zu ein em Geschlecht ist aber ein lebenslanger Prozess, 

der tagtªglich im Handeln und durch das Handeln aufs Neue ăinszeniertò wird. Der Begriff 

ădoing genderò betont das aktive Herstellen von Geschlecht. Geschlechterrollen kºnnen sich 

im Laufe der Zeit ð sowohl in der eigenen Lebenszeit als auch im Laufe der Geschichte ð 

ändern und sind innerhalb und zwischen den Kulturen unterschiedlich: Gender ist ein sich in 

permanenter Wandlung befindliches Konzept.  

Die Gender -Perspektive als wichtiges Element in der Planung   

Feministische Wissenschaften und Genderforschung gehen ganz allgemein gesehen davon 

aus, dass es keine sogenannten geschlechterneutralen Bereiche gibt. Geschlecht/ -er und 

auch Geschlechterverhªltnisse sind keine ănat¿rlichenò Gegebenheiten oder biologischen 

Determinierungen, sondern sie sind vielmehr als soziale Konstrukte und konstruierte 

Kategorien zu verstehen. Gender ist in die kognitiven, sozialen und technischen Strukturen 
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der Gesellschaft eingeschrieben und beeinflusst damit wissenschaftliche Denka nsätze und 

Methoden wie auch das konkrete Handeln. Einfach gesagt: Geschlecht ist überall sichtbar ð 

man muss nur genau hinschauen.  

 

Dabei ist Planung als soziale Handlung und politischer Prozess aufzufassen: Durch jede 

planerische Entscheidung positionier t man sich im planerischen, universitären, nationalen 

und internationalen Diskurs. Planung findet immer innerhalb der gesellschaftlichen Strukturen 

und Prozesse statt, und diese sind in unserer Gesellschaft geschlechterhierarchisch 

organisiert.  

Gender stellt sowohl eine Analysekategorie als auch eine normative Kategorie dar. Mit der 

ăGenderbrilleò werden Geschlechterordnungen in unserer Gesellschaft ¿berhaupt erst 

sichtbar, zum anderen können die vorgefundenen Geschlechterordnungen aber auch 

stabilisiert und immer wieder neu erzeugt werden, sobald die Kategorie Geschlecht, Gender, 

angewandt und benutzt wird. Wenn beispielsweise in der Regionalplanung nach Frauen und 

Männern getrennt Erhebungen gemacht werden, Lebensbedingungen analysiert werden, 

dann kann ein Ergebnis sein: Frauen sind häufiger in Teilzeitarbeitsverhältnissen beschäftigt, 

Frauen leisten mehr an Haus-, Familien- und Versorgungsarbeit. Wenn dann durch 

regionalpolitische/planerische MaÇnahmen, Teilzeitarbeitsplªtze ăf¿r die Frauenò geschaffen 

und die Vereinbarkeitsfrage von Haus- und Erwerbsarbeit nur im Zusammenhang mit dem 

ăweiblichen Alltagò diskutiert wird, dann f¿hrt das zu einer Zementierung der 

geschlechtsspezifischen Zuschreibung ăFrauen = Teilzeitarbeit + zustªndig f¿r 

Kinderbetreuungò.  

Beim Gender-Planning braucht es einen sinnvollen Umgang mit dem Dilemma: einerseits die 

im Diskurs der Planungswissenschaften, in den gängigen Lehrmeinungen, Theorien und 

Paradigmen der Profession weitgehend unsichtbaren Geschlechterverhältnisse aufzudec ken 

und Unterschiede in den Ausgangspositionen von Frauen und Männern zu berücksichtigen, 

andererseits nicht zu einer Festschreibung traditioneller Geschlechterrollen, sondern vielmehr 

zur Entwicklung neuer Geschlechterverhältnisse beizutragen (Vgl. Weller, Ines: 1999, 28). 
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Gendered Organizations   

Planung wird von Menschen gemacht und diese bewegen sich innerhalb von Organisationen, 

sind in und durch Organisationen, wie Schulen, Universitäten und Fachhochschulen, 

ausgebildet, arbeiten in öffentlichen Verwaltungen, in Verbänden, in Unternehmen, in 

politischen Organisationen. Wie die Fachliteratur zeigt, bildet sich Geschlecht in 

Organisationen nicht nur durch das biologische Geschlecht der Akteurinnen und Akteure ab 

ð Wie viele Frauen, wie viele Männer sind in welchen Positionen? ð, sondern 

Geschlechterkonstruktionen sind in den internen Abläufen, in der Arbeitskultur, in der Art und 

Weise, wie Frauen und Mªnner wahrgenommen werden, eingeschrieben. ăOrganisatorische 

Prozesse und Strukturen sind [é] nur scheinbar neutral. Vielmehr bauen organisatorische 

Strukturen auf vergeschlechtlichte gesellschaftliche Strukturen auf, ebenso wie 

Organisationsmitglieder nicht nur in einer Ăgeschlechtsneutralenô Rolle, sondern als 

vergeschlechtlichte Subjekte in Organisationen  eingebunden sind und wie organisatorische 

Prozesse Geschlecht als relevantes soziales Phänomen immer wieder hervorbringen; es ist 

integraler Bestandteil organisatorischer Praxis, nach Geschlecht zu differenzieren und zu 

hierarchisieren.ò (Vgl. Wilz, Sylvia Marlene: 2002, 43 f.) 

Vergeschlechtlichte Planungsdiskurse   

Planung passiert immer eingebettet im fachlichen Diskurs. Lehrmeinungen, sogenannte 

Planungsgrundsªtze, Planungsmoden oder auch die Ideen und Visionen der ăgroÇen 

Meisterò haben Einfluss auf die Planung. Gerade im planerischen Fachdiskurs gibt es eine 

Vielzahl von Annahmen, in denen Geschlechterkonstruktionen oft implizit, manchmal auch 

explizit eingeschrieben sind. Auch die gängigen Planungsmethoden spiegeln 

Geschlechterkonstruktionen wider. And ererseits herrscht ð wie in anderen Bereichen ð auch 

in den Planungswissenschaften das Allgemeing¿ltigkeitspostulat ăobjektiver Wissenschaftò. 

Planerische Beiträge erheben im Allgemeinen den Anspruch auf Geschlechtsneutralität, 

indem Personen (Planungsbete iligte und Betroffene) als geschlechtslose Entitäten 
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angenommen werden und somit davon ausgegangen wird, dass Geschlecht in 

Planungszusammenhängen keine Rolle spielt.  

Planungsprozesse   

Planungsprozesse in Österreich sind bestimmt und beeinflusst von einer Vielzahl an 

normativen Vorgaben, wie den Raumordnungs - bzw. Raumplanungsgesetzen sowie den 

Bauordnungen der einzelnen Bundesländer. Gesetzliche Vorgaben sind nicht 

geschlechtsneutral, spiegeln sich doch traditionelle Konzeptionen von Wohnen, Arbeiten etc. 

auch in den Vorgaben wider.  

Baulich-räumliche Strukturen, infrastrukturelle Maßnahmen, i. w. S. aber auch Pläne sind 

alsăQuasiprodukteò, also Ergebnisse von Planungsprozessen, die eingebettet in 

Planungsdiskursen in und durch vergeschlechtlichte Organisati onen ăerzeugtò werden, zu 

verstehen. Daher sind auch in diesen Strukturen und Rahmenbedingungen Geschlechter - 

und somit Machtverhältnisse eingeschrieben.  

Ein Beispiel: Der Begriff ăEin-Familienhausò zeigt schon sehr deutlich traditionelle 

Vorstellungen vom Wohnen. Eine klassische Kernfamilie ist gewünscht ð andere Lebens- und 

Wohnformen kommen gar nicht vor und sind unvorstellbar. Viele Häuser und Gebäude 

machen eine Mischung der Funktionen und Nutzungen beinahe unmöglich. 

Wohnungsgrundrisse geben die Nutzu ng in den Zimmern ð z. B. durch die Lage und Höhe 

der Fenster, der Steckdosen, der Zugänglichkeit ð vor und es lässt sich deutlich erkennen, 

wie weit Frauen und Männer bei der Verwirklichung der eigenständigen Lebensformen durch 

konkrete baulich -räumliche Rahmenbedingungen beeinflusst werden.  
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Gender -Mainstreaming und die Genderperspektive   

Gender-Mainstreaming ist eine politische Strategie, bei deren Umsetzung davon 

ausgegangen wird, dass bei allen (Re-)Organisationen, Entwicklungen, Gestaltungen, 

Umsetzungen und Evaluierungen von politischen Konzepten die Genderperspektive, der 

Blick auf die Geschlechter und die Geschlechterverhältnisse, bereits in die strategischen 

Überlegungen und Prozesse einbezogen wird. Gender -Mainstreaming ist eine 

Querschnittsaufgabe, die sämtliche Tätigkeitsbereiche und politischen Handlungsfelder 

sowie das Verwaltungshandeln berührt.  

Gender-Mainstreaming setzt in Organisationen an, legt das Augenmerk auf 

politische/planerische Prozesse. Gender -Mainstreaming betrifft politische Ko nzepte im 

Allgemeinen und zielt darauf ab, dass bei der Planung politischer Strategien die Interessen, 

Wertvorstellungen aller Geschlechter und deren Diversitäten (Unterschiede hinsichtlich Alter, 

Bildung, sozialer Lage, sexueller Orientierung etc.) berück sichtigt werden. Bei jedem 

(politischen) Handeln ist zu hinterfragen, welche Auswirkungen die geplante bzw. realisierte 

Politik auf die Erreichung des Zieles Geschlechtergerechtigkeit hat.  

Gender-Mainstreaming braucht fundiertes Genderwissen der handelnde n Personen, um 

Geschlechterverhältnisse zu thematisieren und zu einer Auflösung bestehender 

Geschlechterzuschreibungen beizutragen. Im Rahmen der Strategie ăGender-

Mainstreamingò werden verschiedene Instrumente, Arbeitshilfen verwendet, um die 

gleichstellungsorientierte Arbeit zu erleichtern. Die Instrumente von Gender -Mainstreaming 

wie auch die Strategie selbst zielen darauf ab, Geschlechtergerechtigkeit und Gleichstellung 

zur Querschnittsaufgabe der jeweiligen Fachgebiete zu machen, weisen eine klare Posi tion 

zu ăGenderò auf und sind handlungsorientiert.  
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Planungsprozesse  und Planungsinstrumente   

An den Raum werden verschiedene Wünsche, Bedürfnisse und Ansprüche gestellt. Nicht nur 

aber vor allem im verdichteten Raum, in Städten, führt dies zu Interessenkonflikten. Diese 

können durch einen partizipativen Planungsprozess ausgeglichen, jedoch nicht vermieden 

werden. Qualitätsvolle Grün- und Freiräume sind besonders im städtischen Raum bis heute 

keine Selbstverständlichkeit. So manche Planungsphasen beinhalten  zwar ein 

vielversprechendes Freiraumkonzept, der Sprung in die Realität ð in die konkrete baulich -

räumliche Umsetzung ð misslingt jedoch oft. Normative Vorgaben und vielfältige Interessen, 

etwa politischer oder wirtschaftlicher Art, beschneiden Konzepte b is in die Unkenntlichkeit 

und machen vormalige Versprechungen an die BewohnerInnen, die an der Planung 

partizipierten, zu leeren Worthülsen. Ergebnisse sind Ernüchterung, Vertrauensverlust und 

Enttäuschung.  

Um diesem zu begegnen, ist es dringend nötig, da ss partizipativ entwickelte 

Planungsergebnisse auch Einzug in die Realität halten. 

 

Da die Planungssysteme in den österreichischen Bundesländern variieren, gibt der folgende 

Abschnitt einen Einblick in die Planungshierarchien auf den unterschiedlichen Eben en. Ein 

Teil der Ausführungen konzentriert sich dann auf die Stadt Wien, die gleichzeitig Gemeinde 

und Bundesland ist.  
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Ebenen und Instrumente der Planung in Österreich   

Österreich und die Europäische  Union  

Obwohl die Europäische Union keine direkten Zu ständigkeiten in Hinblick auf die 

österreichische Raumplanung hat, nimmt sie indirekt durch die regionale Strukturpolitik und 

den damit verbundenen Strukturfonds Einfluss. Gleichzeitig können einzelne Fachmaterien 

und Politiken, etwa zum Thema ăVerkehr oder Naturschutzò, raumwirksam werden. Generell 

gilt für Gemeinschaftsrecht der Anwendungsvorrang gegenüber dem innerstaatlichen Recht.  

Naturräumlich relevant sind etwa die auf Basis der FFH-Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie) und der Vogelschutzricht linie ausgewiesenen Natura-2000-Schutzgebiete. Sie 

nehmen inzwischen ca. zwºlf Prozent der Landesflªche ein und sollen ăeinen g¿nstigen 

Erhaltungszustand der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Tier - und Pflanzenarten 

von gemeinschaftlichem Interesseò bewahren oder wiederherstellen. (Vgl. 

Umweltbundesamt: 2013)  
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Nominelle und funktionelle Raumordnung in Österreich   

Da die nominellen Raumplanungskompetenzen in Österreich bei den einzelnen 

Bundesländern liegen und sich die normativen Vorgaben unterschei den, kann an dieser 

Stelle nur eine grobe Einführung gegeben werden. Eine detailliertere Ausführung erfolgt im 

folgenden Kapitel am Beispiel Wiens, bei dessen Durchsicht bereits diverse Abweichungen 

feststellbar sein werden. 

Tab. 1: Instrumente der Planung auf den verschiedenen Verwaltungsebenen   

Bundesebene Diverse Fachplanungen 

Landesebene Raumordnungsprogramme für das gesamte Landesgebiet  

Sektorale Raumordnungsprogramme  

Regionale Raumordnungsprogramme  

Diverse Fachplanungen 

Konzepte 

Gemeindeebene Örtliches Entwicklungskonzept  

Flächenwidmungsplan  

Bebauungsplan 

Koordination zwischen innerstaatliche r und europäische r Ebene sowie zwischen Bund, 

Ländern und Gemeinden  

Österreichische 

Raumordnungskonferenz  

Österreichisches Raumentwicklungskonzept  

 

Neben dem Planungsrecht nimmt auch das Baurecht großen Einfluss auf die gebaute 

Umwelt. Gesetzgebung und Vollziehung fallen laut B -VG in die Zuständigkeit der Länder. Die 

Aufgabe der örtlichen Baupolizei liegt im eigenen Wirkungsbereich der  Gemeinden. 

Baubehörde erster Instanz ist in den meisten Gemeinden die Bürgermeisterin bzw. der 

Bürgermeister. In Städten übernimmt diese Aufgabe der Magistrat (in Wien ist dies die 

Magistratsabteilung [MA] 37). Die Baubehörde ist unter anderem für die Ert eilung von 

Baubewilligungen und die Überwachung von Bauführungen zuständig, das Baurecht hat 

somit großen Einfluss darauf, wie gebaut wird.  
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Abb. 1: Kompetenzen des Bundes und der Länder in der funktionellen Raumordnung  
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Bundesebene   

Tab. 2: Kompetenzzuweisung  Materiengesetz e  

Kompetenzzuweisung  Bundesverfassung (Art. 10ð12 und Art. 15 B-VG) 

Materiengesetze 

(funktionell),  

exemplarischer 

Auszug   

Abfall:  

Abfallwirtschaftsgesetz (AWG), Altlastensanierungsgesetz 

Energie:  

Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz (ElWOG), 

Energielenkungsgesetz (EnLG) 

Gewerbe:  

Gewerbeordnung  

Umwelt:  

Klimaschutzgesetz, Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz, 

Umweltrechtsanpassungsgesetz  

Verkehr:  

Güterbeförderungsgesetz, Kraftfahrliniengesetz, 

Bundesstraßengesetz, Straßenverkehrsordnung 

Wasser:  

Wasserrechtsgesetz (WRG) 

 

Die nominelle Raumplanung fällt in Gesetzgebung und Vollzug in den Bereich der einzelnen 

Bundesländer. Funktionelle Planungsbereiche, wie Naturschutz, Landesstraßen, 

Abfallwirtschaft hinsichtlich nicht gefährlicher Abfälle, Kindergartenwesen und 

Grundschulwesen, verbleiben zudem im selbstständigen Wirkungsbereich der Länder.  

Dennoch hat der Bund in einzelnen, für die Raumplanung sehr wichtigen Fachbereichen, die 

ihm laut B-VG (Bundesverfassungsgesetz) zugewiesen sind, Kompetenzen (Bereich der 

funktionellen Raumplanung). Fachplanungskompetenzen auf Bundesebene sind etwa 

Gewerbe und Industrie, Forstwesen, Teile des Bundesstraßenwesens, Verkehrswesen 

(Eisenbahn, Luftfahrt, große Teile der Schifffahrt), weite Bereiche der Rohstoffgewinnung und 

Abfallwirtschaft hinsichtlich gefährlicher Abfälle. Für diese Materien verfassen die zuständigen 

Bundesministerien diverse Fachplanungen, etwa im Bereich der forstlichen Raumplanung.  
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Bundesländ erebene   

Tab. 3: Kompetenzzuweisung Raumordnungs - und ðplanungsgesetze und 

Materiengesetze   

Kompetenzzuweisung  Bundesverfassung (Art. 10ð12 und Art. 15 B-VG) (Bundesland) 

Bundesverfassung (Art. 118 Abs. 3 Ziff. 9 B-VG)  (Gemeinde) 

Raumordnungs - und -

planungsgesetze 

(nominell)  

Burgenländisches Raumplanungsgesetz  

Kärntner Raumordnungsgesetz (K-ROG) 

Niederösterreichisches Raumordnungsgesetz  

Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz  

Salzburger Raumordnungsgesetz  

Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 

Tiroler Raumordnungsgesetz 

Vorarlberger Raumplanungsgesetz 

Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch 

(Bauordnung für Wien) 

Materiengesetze 

(funktionell),  

exemplarischer 

Auszug  

Tourismus:  

Salzburger Tourismusgesetz, Oberösterreichisches Tourismus-

Gesetz 

Wohnungswesen:  

Steiermärkisches Wohnbauförderungsgesetz  

Abfall:  

Salzburger Abfallwirtschaftsgesetz, Wiener Abfallwirtschaftsgesetz 

Baurecht, Bauwesen:  

Burgenländisches Baugesetz, Niederösterreichische Bauordnung, 

Oberösterreichische Bauordnung  

Energie:  

Kärntner Elektrizitätsgesetz, Burgenländisches 

Elektrizitätswesengesetz 

Natur - und Landschaftsschutz:  

Niederösterreichisches Naturschutzgesetz, Kärntner 

Naturschutzgesetz 

Verkehr:  

Tiroler Straßengesetz, Kärntner Straßengesetz 

Grund verkehr:  

Salzburger Grundverkehrsgesetz 

 

Die landesweite oder auf bestimmte Teilgebiete des Landes (Regionen) bezogene 

Raumplanung des jeweiligen Bundeslandes wird als ă¿berºrtliche Raumplanungò bezeichnet. 
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Es geht dabei darum, die Leitziele auf landesweiter oder regionaler Ebene räumlich und 

sachlich zu konkretisieren. Darüber hinaus sollen die Leitziele im Bewusstsein der relevanten 

Akteurinnen und Akteure verankert werden, um sie zu deren Entscheidungs - und 

Handlungsgrundlage zu machen. Planungsbehörde im überörtlichen Bereich ist die 

Landesregierung. 

Zentrale Aufgabe der überörtlichen Raumplanung ist die Erstellung und Erlassung rechtlich 

verbindlicher (= formeller), überörtlicher Raumordnungsprogramme in textlicher und 

grafischer Form. Dies geschieht mit der Absicht, raumrelevante Ziele und Maßnahmen, die 

mehr als eine Gemeinde betreffen, entweder integrativ (sachübergreifend) oder sektoral (für 

einen konkreten Sachbereich) festzulegen.  

Raumordnungsprogramme werden von den Landesregierungen als Verordnu ngen erlassen. 

Hinsichtlich des räumlichen Geltungsbereichs können diese sowohl für das gesamte 

Landesgebiet als auch nur für Teile des Landesgebietes (Regionen) erstellt werden.  

Gemeindeebene   

Eine entscheidende Rolle in der Raumplanung fällt den Gemeinde n zu, denn sie vollziehen 

die örtliche Raumplanung. Nach der österreichischen Bundesverfassung ist die örtliche 

Raumplanung eine sogenannte gewährleistete Selbstverwaltungsaufgabe. Diese wird von 

den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich autonom erledigt. S ie unterliegt zwar dem 

rechtlichen Rahmen (den Gesetzen oder Verordnungen des Bundes oder des Landes), ist 

jedoch keinen staatlichen Weisungen unterworfen. Jeder ordentliche Instanzenzug endet 

innerhalb der Gemeinde. Planungsbehörde im örtlichen Bereich is t der Gemeinderat, 

Gemeindevorstand oder Stadtsenat.  

Pläne der örtlichen Raumplanung sind das örtliche Entwicklungskonzept, der 

Flächenwidmungsplan sowie der Bebauungsplan. Sie unterstehen in Hinblick auf überörtliche 

Planungen einem Anpassungsgebot und we rden per Verordnung vom Gemeinderat erlassen. 

Das örtliche Entwicklungskonzept ist ein allgemeiner Strategieplan für die Entwicklung der 

Gemeinde und gilt als Vorgabe für Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan. Im 



 

 

 

 

© B-NK GmbH und Dipl.-Ing. Ralf Dopheide e.U. Seite 19 

 

Flächenwidmungsplan werden Widmungen (z. B.  Bauland oder Grünland) mittels 

verschiedener Farbsignaturen parzellenscharf festgelegt sowie überörtliche Planungen 

kenntlich gemacht. Die einzelnen Widmungsarten werden weiter differenziert, Bauland kann 

zum Beispiel in Wien ăWohngebietò, ăGartensiedlungsgebietò, ăgemischtes Baugebietò oder 

ăIndustriegebietò sein. Die Ausgestaltung des Bebauungsplanes muss sich am 

Flächenwidmungsplan orientieren und darf diesem nicht widersprechen. Er enthält Vorgaben 

zur konkreten Bebauung und Erschließung, etwa Festlegu ngen in Bezug auf den 

Straßenverlauf und die Bauweise. 

Abb. 2: Ausschnitt aus dem digitalen Flächenwidmungsplan der Gemeinde 

Bichlbach/Tirol  
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(Normative) Vorgaben am Beispiel  Wien  

In rechtlicher Hinsicht ist Wien gleichermaßen Bundesland und Gemeinde u nd nimmt somit 

eine Sonderstellung innerhalb Österreichs ein. Angelegenheiten des Landes und der 

Gemeinde werden formell zwar getrennt abgehandelt, aber von denselben Personen 

ausgeführt. So heißt es im Artikel 108 B-VG zur Sonderstellung Wiens: ăF¿r die 

Bundeshauptstadt Wien als Land hat der Gemeinderat auch die Funktion des Landtages, der 

Stadtsenat auch die Funktion der Landesregierung, der Bürgermeister auch die Funktion des 

Landeshauptmannes, der Magistrat auch die Funktion des Amtes der Landesregierun g und 

der Magistratsdirektor auch die Funktion des Landesamtsdirektors.ò  

 

Die Tatsache, dass die Landesfläche gleichzeitig auch die Gemeindefläche Wiens ist, hat 

Auswirkungen auf das raumplanerische Instrumentarium. Primäre gesetzliche Grundlage für 

die Raumplanung ist das Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch 

(Bauordnung für Wien ð BO für Wien), das vom Landtag beschlossen wird. Auf Landesebene 

existieren aber ð anders als in den anderen acht Bundesländern, wo verbindliche überörtlic he 

Raumpläne von den Ländern verabschiedet werden ð in Wien keine rechtlich verbindlichen 

Pläne. Diese sind in Wien mit dem Flächenwidmungs - und Bebauungsplan erst auf 

Gemeindeebene zu finden. Die überörtliche Abstimmung erfolgt mittels Konzepten, wie etwa  

dem derzeit gültigen STEP 05 (Stadtentwicklungsplan).   
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Abb. 3: Übersicht über die Planungsinstrumente der Stadt Wien und ihre Inhalte 

bezüglich Grünraum   
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Der Wiener Stadtentwicklungsplan (STEP)   

Ein wichtiges Element der Planung in Wien auf überörtlic her Ebene ist der 

Stadtentwicklungsplan, kurz STEP genannt, der in etwa alle zehn Jahre eine Neufassung 

erfährt. Er gibt die groben Konturen und übergeordneten Strategien für zukünftige 

Entwicklungen vor. Der derzeitig gültige STEP 05 enthält eine Analyse der 

Rahmenbedingungen und Herausforderungen, die sich für die Stadt ergeben. Aufbauend 

darauf werden Handlungsfelder für verschiedene Themenbereiche, mitunter des 

Themenbereichs ăGr¿n- und Freiraumò, definiert. Schlussendlich werden im Rahmen des 

STEP 05 13 Zielgebiete festgehalten. Zielgebiete stellen eine Neuerung im STEP 05 dar und 

definieren Bereiche, die in den kommenden Jahren besondere Aufmerksamkeit vonseiten der 

Stadtplanung erfahren werden.  

Abb. 4: Die 13 Zielgebiete der Stadtentwicklung laut STE P 05  
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Grün im STEP   

Der STEP 05 geht in Bezug auf das Thema ăGr¿n- und Freiraumò auf die groÇflªchigen 

Schutzgebiete im Außenbereich der Stadt ein, befasst sich aber gleichzeitig mit Grün - und 

Freiräumen im bebauten Stadtgebiet. Das Konzept und seine Maßnahmen gehen primär auf 

den öffentlichen Raum, aber in einigen Punkten auch auf private und gemeinschaftliche Grün - 

und Freiräume ein. Die Handlungsfelder sind, dem strategischen Ansatz entsprechend, 

allgemein gehalten und meist nicht auf ein bestimmtes Area l oder Projekt bezogen.  

Eine Auswahl an Leitsªtzen, die f¿r das Projekt ăPartizipation 2.0ò von Relevanz sind: 

¶ ăKleinrªumig agrarisch genutzte Flªchen in ihrer Besonderheit wahren, keinesfalls 

flªchenmªÇig verringern, Ankn¿pfungspunkte f¿r Ălineare Erholungsnutzungõò 

¶ ăStabile Grundstrukturen f¿r die Freirªume entwickeln, die Verªnderungen aufgrund 

von aktuellen Nutzungsanspr¿chen ermºglichen.ò 

¶ ăAnteil an privaten oder im Hausverband nutzbaren Gr¿n- und Freiräumen vergrößern: 

Hofzusammenlegung (Partizipation  bei der Umgestaltung), Dachgärten, Loggien und 

Balkone, auch nachtrªgliche Realisierung.ò 

¶ ăReduktion der ăselbstverstªndlichenò Inanspruchnahme der Gr¿nflªchen durch 

Baulichkeiten (Gasreglerstationen, Umspannwerke, Tiefgaragen, Gartenstützpunkte), 

stattdessen widmungsmäßige Vorkehrung und Realisierung dieser Einrichtungen im 

bebauten Gebiet.ò  

(Vgl. Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung 

2005, 169ð170) 

 

Die Forcierung der qualitätsvollen Gestaltung der Grünräum e und das Mitdenken der 

Freiraumplanung schon zu Beginn von Planungen, wie sie implizit in den Leitsätzen des STEP 

05 gefordert werden, sind auch in der aktuellen Phase der STEP-2025-Erstellung ein Thema 

und werden von der zuständigen Stadträtin in den Med ien als Novum angepriesen. (Vgl. 

Putschögl, Martin: 2013) 
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Partizipation im STEP  

Im STEP 05 finden sich auch generelle Grundsätze die Partizipation und die demokratische 

Mitbestimmung betreffend. Dabei wird folgende Empfehlung abgegeben:  

ăAls Empfehlung des STEP 05 soll Partizipation nicht nur als programmatische Haltung der 

Stadt erklärt, sondern es sollen auch die dafür notwendigen Rahmenbedingungen geschaffen 

werden. Diese reichen von der Verfügbarkeit entsprechender magistratsinterner und -externer 

finanzieller und zeitlicher Ressourcen über die Optimierung und Modernisierung der 

Dezentralisierung bis hin zur offensiven Entwicklung einer lebendigen politischen Streit - und 

Partizipationskultur.ò (Vgl. Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 18 - 

Stadtentwicklung und Stadtplanung 2005, 27) 

Verbindlichkeit   

Der STEP ist nicht als Verordnung verankert, seine Bestimmungen sind somit für konkrete 

Planungen nicht direkt verbindlich. Im Verfahren zur Änderung der im Detaillierungsgrad 

nachgeordneten (und ve rbindlichen) Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne muss 

laut Wiener Bauordnung (BO) der STEP folgendermaßen berücksichtigt werden:  

ăBei der Antragstellung [zur Festsetzung und Abªnderung des FWP und BBP, Anm. d. A.] hat 

der Magistrat über die eingelangte n Stellungnahmen zu berichten. Ferner hat der Magistrat 

über das Verhältnis des vorgelegten Entwurfes zum Umweltbericht (Abs. 1c) und zu 

Planungsvorstellungen zu berichten, welche in Beschlüssen des Gemeinderates dargelegt 

sind [z. B. STEP, Anm. d. A.].ò (Bauordnung für Wien § 2 Abs. 7) 

Im Dokument selbst heiÇt es zur Funktion und Verbindlichkeit des STEP: ăDiese Funktion als 

räumliche Leitlinie des städtischen Handelns ist vorwiegend nach innen (für die städtischen 

Dienststellen nachgelagerten Einrichtunge n und Unternehmungen der Stadt Wien) als 

bindend zu betrachten. Nach außen dient sie als Information und Orientierung für die gesamte 

Bevºlkerung und die Wirtschaft.ò (Vgl. Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 18 - 

Stadtentwicklung und Stadtplanun g 2005, 19) 
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Laut Auskunft der Verwaltungsorgane ist eine dem STEP widersprechende Ausführung der 

verbindlichen Planungsinstrumente in der Praxis nicht möglich. Leitlinien und Konzepte seien 

zwar nicht unmittelbar verbindlich, w¿rden aber nach dem ăPrinzip der 

Kontrolleò funktionieren. Die Politik und in weiterer Folge auch die Verwaltung seien an 

Vorgaben, die sie öffentlich kommunizieren, gebunden, da eine ständige Kontrolle dur ch die 

Öffentlichkeit erfolge (Vgl. Magistratsabteilung 21, Stadtteilplanung un d Flächennutzung: 

2013). 

 

Neben dem STEP existieren in Wien zahlreiche andere überörtliche Konzepte und Strategien. 

Das Wiener Leitbild f¿r den ºffentlichen Raum ăFreiraum Stadtraum Wienò etwa gibt Leitlinien 

für die Vorsorge, Gestaltung, Ausstattung und d as Management von öffentlichen Freiräumen 

vor. In Hinblick auf nicht öffentliche Akteurinnen und Akteure findet sich folgende Forderung: 

ăNeben der Kommune sollen verstªrkt auch BautrªgerInnen und andere f¿r die 

Stadterweiterung relevante AkteurInnen die Aufgaben der Vorsorge und Bereitstellung von 

Grün- und Freirªumen ¿bernehmen.ò (Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 19 - 

Architektur und Stadtgestaltung 2009 : 7) Angestrebte Ziele bei der Gestaltung von 

ºffentlichem Raum sollen sein, ădie Bed¿rfnisse verschiedener Gruppen gezielt in den Blick 

zu nehmen und adäquate bauliche und gestalterische Maßnahmen zu entwickeln. Dabei ist 

auch darauf zu achten, dass der Grünanteil im öffentlichen Raum durch Vorgaben gesichert 

ist.ò (Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 19 - Architektur und Stadtgestaltung 2009 : 

8f.) Und bei ăNeu- und Umgestaltungen sind vermehrt Beteiligungsprozesse anzustreben, 

weil sie die Identifikation der B¿rgerInnen mit Ăihren Freirªumenõ stªrken.ò (Magistrat der Stadt 

Wien, Magistratsabteilung 19 - Architektur und Stadtgestaltung 2009 : 8f.) 

Dieses, aber auch andere Konzepte, wie der Strategieplan Wien 2004, der Masterplan Verkehr 

Wien 2003 oder das Hochhauskonzept, besitzen keinen Verordnungsstatus und sind deshalb 

nicht direkt verbindlich.  
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Wiener Flächenwidmungs - und Bebauungsplan   

Im Flächenwidmungsplan von Wien werden Widmungen parzellenscharf festgelegt. Die 

Ausgestaltung des Bebauungsplanes muss sich am Flächenwidmungsplan orientieren und 

darf diesem nicht widersprechen. In Wien gibt es die Widmungsarten Grünland, 

Verkehrsbänder, Bauland und Sondergebiete, die wiederum in detailliertere 

Widmungskategorien unterteilt sind. Beispielsweise gibt es im Grünland fünf Kategorien:  

ländliche Gebiete, Erholungsgebiete, Schutzgebiete, Friedhöfe und Sondernutzungsgebiete 

zur Ausbeutung des Untergrundes. Erholungsgebiete werden untergliedert in Parkanlagen, 

Kleingartengebiete, Kleingartengebiete für ganzjähriges Wohnen, Sport - und Spielplätze, 

Freibäder, Grundflächen für Badehütten und so nstige zur Volksgesundheit und Erholung 

notwendige Flächen. Unter der Schutzgebietswidmung finden sich Parkschutzgebiete sowie 

der großräumige Wald- und Wiesengürtel, der die Stadt umgibt.  

Abb. 5: Ausschnitt aus dem Wiener Flächenwidmungs - und Bebauungsp lan   
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In der obigen Abbildung sind die Widmungskürzel GB (Gemischte Baugebiete), SO 

(Sondergebiete), W (Wohngebiete), Eklw (Erholungsgebiete, genauer: Kleingartengebiete für 

ganzjähriges Wohnen), Epk (Erholungsgebiete, genauer: Parkanlagen) und Esp 

(Erholungsgebiete, genauer: Sport - und Spielplätze) sichtbar. Zudem sind 

Bebauungsbestimmungen, wie etwa I (Bauklasse 1), g (geschlossene Bauweise), öz 

(öffentliche Zwecke) zu erkennen.  

 

Der Flächenwidmungsplan gibt keine spezifischeren Angaben zur Ausgestaltung der Grün- 

und Freirªume. In der Bauordnung heiÇt es dazu: ăDie Flªchenwidmungsplªne haben in 

großen Zügen darzustellen, nach welchen Grundsätzen der geordnete Ausbau der Stadt vor 

sich gehen soll und die Bebauungsplªne (Ä 5 Abs. 1) zu verfassen sind.ò (Bauordnung für  

Wien § 4 Abs.1) Begrünte und bepflanzte Flächen kommen in der Realität natürlich nicht nur 

in Grünlandwidmungen vor, sondern können auch zum Beispiel in Form eines Gartens in 

einem als Bauland gewidmeten Bereich realisiert werden. Die Grünflächen können sich auch 

in der Ausprägung des Öffentlichkeitsgrades in verschiedenen Widmungen ähneln. So ist 

privater Freiraum, im Falle der Stadt Wien, etwa in Form eines Balkons oder einer Terrasse im 

Wohngebiet, aber genauso in der Grünlandwidmung in Form einer Kleingartenanlage zu 

finden. Gemeinschaftlich nutzbarer Freiraum lässt sich etwa in der Grünlandwidmung in Form 

einer Grundfläche für Badehütten, aber genauso in der Baulandwidmung in Form eines 

begrünten Innenhofs erkennen.  

 

Die Bebauungsbestimmunge n enthalten Vorgaben zur konkreten Bebauung und 

Erschließung, etwa Festlegungen in Bezug auf den Straßenverlauf und die Bauweise. Sie 

müssen sich an den Vorgaben des Flächenwidmungsplanes orientieren. Anders als der 

Flächenwidmungsplan begründet der Bebauu ngsplan Rechte und Verpflichtungen für die 

Eigentümerin oder den Eigentümer. Ein Bebauungsplan in Wien muss die Widmung, die 

Fluchtlinien, die Höhenlage und den Querschnitt der Verkehrsfläche beinhalten. Im Bauland 

muss des Weiteren die Bauklasse, die Bauweise oder die Struktur der Bebauung enthalten 

sein. Zudem können Bebauungspläne noch etliche zusätzliche Festsetzungen aufweisen, 
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etwa spezielle Zonierungen (z. B. Wohnzonen), Stellplatzregulative, Bestimmungen über die 

Ausnützbarkeit eines Bauplatzes (z. B. Beschränkung der bebaubaren Fläche), 

Auszeichnungen für Grundflächen zum öffentlichen Zweck oder die Anordnung der 

gärtnerischen Ausgestaltung unbebauter Grundflächen (Kürzel: G). Wie jedoch diese 

Ausgestaltung erfolgt, ist im Bebauungsplan nicht bestim mt. Es existieren im Rahmen des 

Bebauungsplanes noch ergänzende textliche Bestimmungen, die zusätzliche Anordnungen, 

auch bezüglich Begrünung (etwa ei nes Daches), enthalten können (Vgl. Bauordnung für  Wien 

§ 5). Jedoch sagen diese Bestimmungen nicht mehr, als dass zum Beispiel ein Dach begrünt 

werden müsse, nicht aber, mit welchen Pflanzen die Begrünung zu erfolgen habe oder wie 

mächtig die Substratschicht sein solle (die Mächtigkeit einer Erdschicht über einer Tiefgarage 

unterhalb eines Parks wird jedoch zum Beispiel vorgegeben) (Vgl Magistratsabteilung 21, 

Stadtteilplanung und Flächennutzung: 2013 ). 

In Bezug auf die Zugänglichkeit kann mit dem Bebauungsplan auch genau verortet werden, 

wo Laubengänge, Arkaden, Durchfahrten und Durchgänge entstehen werden. D abei wird 

auch definiert, ob es sich dabei um öffentliche Durchfahrten und -gänge handelt.   

Verbindlichkeit   

Flächenwidmungs - und Bebauungsplan sind vom Gemeinderat beschlossene Verordnungen, 

rechtlich also verbindlich, deren Festsetzung oder Abänderung e ines in der Bauordnung 

geregelten Verfahrens bedarf. Eine Bebauung darf den Festsetzungen nicht widersprechen.  
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Der Grün raum auf Verwaltungsebene   

Wie oben dargestellt, geben STEP, Flächenwidmungs - und Bebauungsplan nur in Ansätzen 

Leitlinien für die konkrete Gestaltung von Grün- und Freiräumen vor. Auf Verwaltungsebene 

gibt es Leitlinien, etwa das Parkleitbild und Straßengrünleitbild der Wiener Stadtgärten 

(Magistratsabteilung 42). Enthalten sind Grundsätze und Richtlinien für die Gestaltung und 

Ausstattung von Parks und straßenbegleitendem Grün in Wien. Im Parkleitbild etwa wird das 

Thema ăBepflanzungò angesprochen. Dabei werden vorwiegend f¿r eine Gestaltung 

auszuschließende Pflanzenarten genannt (z. B. keine Gift- oder Dornpflanzen in Bereich von 

Kinderspielplätzen) (Vgl. Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 42 - Wiener 

Stadtgärten 2011: 13). Zudem gibt es noch weitere verwaltungsinterne Richtlinien, etwa 

werden im StraÇengr¿nleitbild Baumarten nach der ăRichtlinie Favoritenliste MA 

42ò vorgegeben.   
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Partizipation in der (Stadt -)Planung   

Die Planung und die Gestaltung des Lebensumfeldes von Menschen haben unmittelbare 

Auswirkungen auf die Lebensqualität der BewohnerInnen und auf zukünftige Entwicklungen. 

Die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürger n oder Vertreterinnen und Vertretern von 

Interessengruppen an Planungen und Entwicklungen im öffentlichen Raum wird daher 

zunehmend als sinnvolle Ergänzung von Planungsprozessen gesehen, eingefordert und 

gefördert. 

Bei kooperativen und partizipativen Planungsverfahren sind meist verschiedene 

gesellschaftliche Akteurinnen und Akteure mit jeweils unterschiedlichen Interessen beteiligt:  

¶ BürgerInnen 

¶ PolitikerInnen 

¶ VertreterInnen der Verwaltung 

¶ UnternehmerInnen 

¶ VertreterInnen von Interessengruppen 

 

PlanerInnen, die ihre Tätigkeit nach fachlichen Kriterien, gesetzlichen Grundlagen und im 

Idealfall nach einem größeren gesellschaftlichen Nutzen ausrichten, nehmen im Rahmen von 

Planungsprozessen zu einem großen Teil Kommunikationsaufgaben wahr: Sie informieren, 

präsentieren, diskutieren, moderieren, motivieren, fördern Akzeptanz, suchen Lösungen oder 

regen zum Handeln an. Die Art und Weise, wie diese Kommunikationsaufgaben erfüllt werden, 

ist ein entscheidender Faktor für die Qualität von Beteiligungsprozessen.  
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Methoden in und bei der Partizipation   

In einigen Planungsverfahren ist Partizipation verpflichtend vorgesehen. Bei diesen 

sogenannten formalen Verfahren ist gesetzlich geregelt, wer sich beteiligen kann. Bei 

formalen Partizipationsverfahren sind TeilnehmerInnen-Kreis, Verbindlichkeit der 

Entscheidung und Umfang der Beteiligungsrechte bereits gesetzlich geregelt (z. B. 

Genehmigungsverfahren, UVP-Verfahren).  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit mittels informaler Beteiligungsverfahren basiert auf 

Freiwilligkeit und kann je nach Aufgabenstellung sehr unterschiedlich gestaltet sein. Diese 

Verfahren unterliegen keinen strikten, vorherbestimmten Regeln, sondern können 

eigenverantwortlich und zweckmäßig gestaltet und ausgeführt werden. Nach Möglichkeit 

sollen Beteiligungsprozesse allen Betroffenen und Interessierten, also einer ăbreiten 

¥ffentlichkeitò, offenstehen. Bei manchen Beteiligungsverfahren ð beispielsweise bei 

Mediationsverfahren ð ist das allerdings nicht sinnvoll oder machbar.  

Die Bereitschaft einzelner BürgerInnen, sich in Planungsvorhaben einzubringen, hängt eng 

mit dem Ausmaß der persönlichen Betroffenheit zusammen. Damit Beteiligung an und in 

Planungsprozessen gelingt, sollte feststehen:  

¶ welches Ziel der Prozess verfolgt 

¶ über welche Themen diskutiert wi rd und über welche nicht (mehr)  

¶ dass entsprechender Gestaltungsspielraum vorhanden ist  

¶ wie viele Ressourcen ð zeitlich und finanziell ð für den Beteiligungsprozess zur 

Verfügung stehen 

¶ was mit den Ergebnissen passiert.  

 

Anhand der Intensität der Beteiligung kann die informale Partizipation in informative, 

konsultative und mitbestimmte Öffentlichkeitsbeteiligung unterteilt werden. Einige 

Partizipationsverfahren können auch aus Kombinationen daraus bestehen.  

¶ Informative Öffentlichkeitsbeteiligung: Betroffene werden von einem Vorhaben mittels  

z. B. Aushang, Wurfsendungen, Informationsveranstaltungen etc. informiert, haben 
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aber kein Mitspracherecht und keine Möglichkeit, Einfluss auf das Vorhaben zu 

nehmen. 

¶ Konsultative Öffentlichkeitsbeteiligung: Betroffene kö nnen zu Vorhaben eigene Ideen 

einbringen und Stellungnahmen abgeben. Diese müssen beim weiteren 

Planungsverlauf berücksichtigt werden (z. B. Befragung, öffentliche 

Diskussionsveranstaltung, BürgerInnen-Versammlung). 

¶ Mitbestimmte Öffentlichkeitsbeteiligung:  Betroffene und Interessierte haben die 

Möglichkeit, bei der Entwicklung von Projekten/Vorhaben aktiv mitzuwirken und 

mitzubestimmen (z. B. Arbeitsgruppe, runder Tisch, Mediation).  

 

Generell gesehen, können Beteiligungsprozesse zu verbesserten, nachvollzie hbareren und 

von vielen getragenen Planungen und Lösungen beitragen. Dennoch haben 

Beteiligungsprozesse Grenzen ð sie sind keine ăWundermittelò, die in jeder Situation zur 

Problemlösung eingesetzt werden können.  

 

Auf der Informationswebsite des Bundesmini steriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft zum Thema ăPartizipation & Nachhaltige Entwicklung in 

Europaò befindet sich unter dem Link www.partizipation.at/methoden.html  eine genaue 

Beschreibung ausgewählter Methoden der Partizipati on. 

F¿r das Projekt ăPartizipation 2.0ò sind vor allem die Methoden der ămitbestimmten 

¥ffentlichkeitsbeteiligungò von Interesse. Die wesentlichen Unterschiede der verschiedenen 

Methoden der mitbestimmten Öffentlichkeitsbeteiligung sind Dauer, Anzahl der 

Teilnehmenden, Zusammensetzung der TeilnehmerInnen -Gruppe sowie Zweck und Ziel des 

Verfahrens. Einige der Methoden sind zur Konfliktlösung, Konsens - oder Kompromissfindung 

und/oder zur Verringerung von Kommunikationsschwierigkeiten vorgesehen (Mediation, 

runder Tisch, Planning for Real, kommunikativer Diskurs). Demgegenüber stehen Verfahren, 

die den Zweck haben, gemeinsame Ziele festzulegen, Problemstellungen, Planungsaufgaben 

gemeinschaftlich zu erarbeiten und/oder zu lösen (Dragon Dreaming, Dynamic Facilit ation, 

Dialog, gewaltfreie Kommunikation).  
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Partizipation zu ăGr¿nò in der Stadt  

Im Forschungsprojekt ăPartizipation 2.0ò wurde u. a. zu folgenden Fragestellungen geforscht: 

¶ Auf welchen Ebenen der Planung ist Partizipation verbindlich verankert oder sollte  dies 

sein? 

¶ Zu welchem Zeitpunkt in der Planung dürfen die BürgerInnen mitbestimmen bzw. 

sollten dies dürfen? 

¶ Inwieweit sind Ergebnisse von partizipativen Planungsprozessen bindend bzw. 

inwieweit haben diese Einfluss? 

¶ Welche (normativen) Vorgaben können eine gelungene Grün- und Freiraumplanung 

hemmen? 

¶ Sollten bestehende Instrumente im Sinne einer qualitätsvollen Partizipation verbessert 

und neue Instrumente eingeführt werden?  

¶ Inwieweit können Perspektiven, Vorstellungen und Ansprüche von potenziellen 

Nutzerinnen und Nutzern in eine konkrete Planungsaufgabe einfließen? 

 

Diesen Fragen wird in den folgenden Ausführungen anhand der beiden Wiener 

Planungsinstrumente ăSTEPò und ăFlªchenwidmungs- und Bebauungsplanò nachgegangen. 

Begleitend zur Beantwortung der o. a . Fragestellungen hat am 27. November 2013 ein 

Expertinnen- und Experten-Gespräch mit Vertreterinnen und Vertretern der 

Magistratsabteilung 21 (Flächenwidmung) der Stadt Wien stattgefunden.  

 

Im Zuge der Erstellung des STEP 05 wurden in Kooperation mit der ăLokalen Agenda 21ò im 

Herbst 2004 sieben ăDialogveranstaltungenò abgehalten, an denen B¿rgerInnen und 

Interessenvertretungen teilnehmen konnten. Der vorläufige Entwurf des STEP 05 wurde 

diskutiert und die Ergebnisse  wurden, laut einer Archivmeldung der Stadt, in den STEP 

eingearbeitet (Vgl. Magistrat der Stadt Wien: o.J.; Magistrat der Stadt Wien: 2014a). 

Im STEP 05 selbst heiÇt es zum Thema ăB¿rgerbeteiligungò: ăDie wichtigsten Inhalte 

entstanden [...] immer im Dialog zwischen all jenen Gruppen, die die Z ukunft Wiens 
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mitbestimmen: den BürgerInnen aus Wien und der Region, der Verwaltung, der Stadtpolitik, 

den InvestorInnen, Bautrªgern, Interessenvertretungen und anderen.ò (Vgl. Magistrat der 

Stadt Wien, Magistratsabteilung 18 - Stadtentwicklung und Stadtpla nung: 2005, 18) 

Zu den Dialogveranstaltungen wurde ein aus Gender - und Diversitysicht wertvolles Resümee 

von der Stadt verºffentlicht. Darin wurde das Publikum als ăgut durchmischtes und 

buntesò Publikum bezeichnet. ăVerschiedene Gruppen der sehr qualifizierten Öffentlichkeit 

wie (Bezirks-)PolitikerInnen, InvestorInnen, BürgerInneninitiativen, VertreterInnen der 

Wirtschaft, Jugendliche und ªltere Menschen waren vertreten.ò (Magistrat der Stadt Wien, 

Magistratsabteilung 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung : 2014, 1) 

Abb. 6: Geschlechterverteilung bei STEP -05-Dialogveranstaltungen   

 

Auch die Geschlechterverteilung im Publikum bei den einzelnen Veranstaltungen wurde 

dokumentiert. Wie in folgender Abbildung ersichtlich, waren teilweise deutlich mehr Männer 

als Frauen an den Dialogveranstaltungen beteiligt. Nur bei einer Veranstaltung war die 

Frauenquote höher als diejenige der Männer.  
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Die Einbindung von Personen mit Migrationshintergrund und Jugendlichen ist aus der Sicht 

der Stadtvertretung noch nicht nach Wunsch verlaufen und wird als ănicht so gut 

gelungenò bezeichnet (Vgl. Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 18 - 

Stadtentwicklung und Stadtplanung: 2014, 1) . 

ăDer STEP 05 wurde, nachdem er in der ¥ffentlichkeit, in verschiedenen Gremien und in der 

Stadtentwicklungskommission diskutiert und durch Stellungnahmen aus Bezirken, 

Interessenvertretungen, politischen Parteien, NGOs und BürgerInnen verändert wurde, dem 

Gemeinderat vorgelegt.ò (Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 18 - Stadtentwicklung 

und Stadtplanung: 2005,  19)  

 

Der gerade stattfindende Partizipationsprozess anlässlich des STEP 2025 läuft unter dem Titel 

ăWien 2025 ð meine Zukunftò. Beteiligungsmºglichkeiten zu den Themen ăWachstumò, 

ăºffentlicher Raumò und ăStandort Wien 2025ò wurden dabei über Social -Media-Kanäle und 

einer eigenen Website realisiert. Eine anschließende Ausstellung bietet Informationen zu den 

Ergebnissen. Zudem wurden etliche Veranstaltungen realisiert, die bestimmte Zielgruppen 

die Chance zur Darlegung ihrer Sichtweise gaben (z. B. ăWien wohin? Stadt 

entwickelnò speziell f¿r alle interessierten B¿rgerInnen oder ăOhne Wirtschaft keine Stadt: 

Business an the Cityò speziell f¿r VertreterInnen der Wirtschaft). Die angesprochenen Inhalte 

aus diesen Diskussionen sollen in den späteren Plan einfließen. Laut der zuständigen 

Stadträtin passiert das, indem die Meinung der Bevölkerung mit der Expertinnen - und 

Expertenmeinung abgeglichen wird ( Vgl. Magistrat der Stadt Wien: 2014b). Ob hier eine 

konkrete standardisierte Arbeitsweise angewandt wird, ist aus den vorliegenden 

Informationen nicht ersichtlich.  
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Abb. 1: Eingebundene Akteurinnen und Akteure in die Kommunikation des STEP -

2025-Prozesses  

 

Interessant ist, dass im Prozess zum STEP 2025 eine eigene Arbeitsgruppe, die sich mit 

ăClearing & Governanceò beschªftigt, eingerichtet ist. Diese soll neue Modelle der Beteiligung, 

der kooperativen Planung und der Steuerung, wo sie für Wien notwendig sind, identifizieren. 

(Vgl. Magistrat der Stadt Wien: 2014c) 

 

Kritik zum Beteiligungsprozess im Rahmen des STEP 2025 kommt von der Piratenpartei. 

Diese spricht von Scheintransparenz und keiner echten Beteiligung. Wichtige Informationen 

und Ergebnisse würden vorenthalten werden, Bürgerinnen und Bürgern werde keine ri chtige 

Möglichkeit der Mitbestimmung eingeräumt. Zu den Diskussionsveranstaltungen heißt es 

etwa vonseiten der Partei: ăDie bisherigen Veranstaltungen waren 

Informationsveranstaltungen. Fragen und Kritik konnte nur am Rand und sehr knapp 
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bemessen angebracht werden.ò (Vgl. Piratenpartei Österreichs: 2013; Piratenpartei 

Österreichs: 2014)  

Laut einer Auskunft auf Anfrage der Piratenpartei soll der Rohentwurf des STEP 2025 im 

Frühjahr 2014 veröffentlicht und dann in unterschiedlichen Feedback -Formaten diskutiert 

werden. Ergebnisse seien bisher nur intern vorhanden und würden eingearbeitet in den 

Entwurf präsentiert. Die Beschlussfassung ist für Sommer 2014 angesetzt, ein straffer Zeitplan, 

der wiederum auf Kritik stºÇt: ăDieser Zeitplan lªsst keinerlei Spielraum für BürgerInnen, um 

vor der Beschlussfassung einzugreifen.ò (Vgl. Piratenpartei Österreichs: 2013) 

 

Das Verfahren zur Festsetzung und Abänderung des Flächenwidmungs - und 

Bebauungsplanes in Wien unterliegt genauen Regeln.  

Zusammengefasst umfasst es folgende Punkte:  

¶ Entwurfsausarbeitung unter Feststellung der inhaltlichen, rechtlichen und gesetzlichen 

Grundlagen und eventuelle Umweltprüfung  

¶ Einholung einer schriftlichen Stellungnahme der Dienststellen und der 

Bezirksvertretung 

¶ Eventuell Einholung einer schriftlichen Stellungnahme der angrenzenden 

Gebietskörperschaften 

¶ Eventuell das Zurkenntnisbringen von einem anderen EU -Mitgliedstaat sowie 

Möglichkeit einer Stellungnahme  

¶ Begutachtung durch den Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung  

¶ Auflage zur öffentlichen Einsicht und Kundmachung der Auflage, Stellungnahme der 

Bezirksvertretung, Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Zurkenntnisbringen von 

Kammern und Umweltanwaltschaft 

¶ Genehmigungsverfahren 
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Abb. 8: Schematischer Ablauf eines Festsetzungs - und Abän derungsverfahrens  

 

In den verschiedenen Entwurfsstadien wird der Plan unterschiedlich dargestellt. Zu Beginn 

spricht man vom sogenannten Gründruck, der später zum Rotdruck l, Rotdruck ll und 

Rotdruck lll wird, bevor es zum endgültigen Beschluss kommt.   

Über die Stellungnahmen und das Verhältnis des Entwurfes zum Umweltbericht und zu 

anderen vom Gemeinderat beschlossenen Plänen ist in der Antragstellung zu berichten. 

BürgerInnen können mithilfe einer schriftlichen Stellungnahme, die während der Auflage zur  

öffentlichen Einsicht erfolgen muss, ihre Ansichten kundtun und begründen. Die Auflagefrist 

beträgt sechs Wochen. In der Antragstellung muss der Magistrat über diese Stellungnahmen 

berichten. Ein Widerspruch zwischen Entwurf und Stellungnahme ist aber nur  besonders zu 

begründen, wenn Letztere vom Fachbeirat oder der Bezirksvertretung verfasst wurde: 

ăAntrªge, die von der gutªchtlichen Stellungsnahme des Fachbeirates f¿r Stadtplanung und 

Stadtgestaltung oder von der Stellungnahme der Bezirksvertretung abwei chen, hat er [der 

Magistrat, Anm. d. A.] besonders zu begr¿nden.ò (Bauordnung f¿r Wien Ä2 Abs. 7) 
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Auch im Parkleitbild der Stadt Wien finden sich zum Thema ăB¿rgerbeteiligungò Vorgaben, 

welche die Identifikation der ParkbenutzerInnen mit dem Park erhöhen s ollen: 

¶ ăStart der B¿rgerInnenbeteiligung im Vorfeld der Planung in Abstimmung mit dem 

Bezirk. 

¶ Berücksichtigung der realisier - und finanzierbaren Wünsche und Ideen der 

ParkbenutzerInnen in mindestens 3 Etappen: 

¶ Vorstellung der Rahmenbedingungen und Einholun g der Wünsche  

¶ Feedback zum Planungszwischenstand einholen  

¶ Präsentation der fertigen Planung 

¶ Moderation durch externe AuftragnehmerInnen oder Organisationen.ò  

(Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 42- Wiener Stadtgärten: 2011, 6) 
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Perspektiv e von (Stadt -)Nutzerinnen und -nutzern é  

ăPartizipation 2.0ò steht f¿r mehr Gr¿n in der Stadt, f¿r die Kombination 

Architektur/Wohnen/Nutzgarten, für urbanes Gärtnern und persönliche Naturerfahrungen. 

Ziel des Projekts ist es, zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohnern bereits vor und während 

des Planungsprozesses die Möglichkeit zu geben, sich aktiv einzubringen.  

Dies schafft transparente Planungsphasen und einen kreativen Raum für PlanerInnen und 

Zielgruppen, in welchem Ideen und Wünsche künftiger BewohnerI nnen einfließen. Der 

Lebensraum ăStadtò wird greif- und gestaltbar.  

 

Die Mºglichkeiten, wie sich Interessierte sowohl ărealò als auch ăvirtuellò im Zuge des 

Forschungsprojekts ăPartizipation 2.0ò einbringen konnten, waren vielfªltig und es wurden 

unterschiedliche Methoden zur Aktivierung und zur Beteiligung eingesetzt:  

¶ Fokusgruppen -Interviews, in denen u. a. folgenden Fragen nachg egangen wurde: 

Welchen Garten will ich? Was sind meine Gartenvorlieben? Was will ich in meinem 

Garten tun? Welche Wünsche/Ansprüche habe ich an das Größenverhältnis 

Wohnung/Freiraum? Welche gemeinschaftlichen Einrichtungen sind erwünscht?  

¶ Aktionstage und Events 

¶ Expertinnen- und Experteninterviews 

¶ Teilnahme an einem Barcamp: offene Tagung mit offenen Workshops (inhaltlicher 

Austausch und Diskussion)  

¶ Kommunikation über Website und Social -Media-Kanäle (Facebook) 

 

Folgende Fokusgruppen -Interviews zum Thema ăGr¿nò und ăLandschafts-/Freiraumplanungò 

fanden statt: 

1 Fokusgruppen -Interview am 11. Oktober 2012 bei ăBook a Cookò, Wien 20 

(Datengrundlage: Audioaufnahme, Transkription, Mitschrift)  

2 Fokusgruppen -Interview am 6. November 2012 bei ăBook a Cookò, Wien 20 

(Datengrundlage: Audioaufnahme, Transkription, Mitschrift)  

3 Fokusgruppen -Interview 1 am 29. April 2013 in der ăSargfabrikò, Wien 14 
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(Planungsbeispiel Goldschlagstraße) (Datengrundlage: Audioaufnahme, 

Transkription, Mitschrift) 

4 Fokusgruppen -Interview am 7. Mai 2013 in der ăGebietsbetreuung 20ò, Wien 20 

(Datengrundlage: Audioaufnahme, Transkription, Mitschrift)  

5 Fokusgruppen -Interview 2 am 27. Mai 2013 in der ăSargfabrikò, Wien 14 

(Planungsbeispiel Goldschlagstraße) (Datengrundlage: Audioaufnahme, 

Transkription, Mitschrift) 

6 Fokusgruppen -Interview am 18. Juli 2013, Wohnpark Alterlaa, Wien 23 

(Datengrundlage: Audioaufnahme, Transkription, Mitsc hrift) 

7 Fokusgruppen -Interview am 11. Oktober 2013 im Nordbahnviertel , Wien 20  

 

In den Gruppendiskussionen wurde u. a. folgenden Fragen nachgegangen: Welchen Garten 

will ich? Was sind meine Gartenvorlieben? Was will ich in meinem Garten tun? Welche 

Wünsche/Ansprüche habe ich an das Größenverhältnis Wohnung/Freiraum? Welche 

gemeinschaftlichen Einrichtungen sind erwünscht?  

 

Folgende Events bzw. Aktionstage fanden statt:  

¶ Barcamp-Teilnahme am 16. Mªrz 2013 ăFEMCAMPò und Session zu ăPartizipation 2.0ò 

¶ Event 5. Juni 2013 zu Urban Gardening mit den folgenden Stationen  in Wien 5 

(Datengrundlage: Audiomaterial, Transkription, Skizzen, Post -its) 

o Station ăMobiler Stadtgartenò: Setzen Sie kleine Pflanzen in mobile 

Lastenfahrrad-Gärten, die in der Umgebung ihre Runden dr ehen ð der optimale 

Gartenspaß für Kinder. 

o Station ăMein-Garten-Statementò: MitarbeiterInnen sammeln Ihre Statements 

zum Thema ăUrban Gardeningò. Erzªhlen Sie ihnen, was stªdtisches Gªrtnern 

für Sie bedeutet, welchen Nutzen es für Sie hat etc. 

o Station ăTastenò: Ertasten Sie verschiedene Obst- und Gemüsesorten in einer 

Box, ohne diese zu sehen. 

o Station ăMein perfekter Gartenò: Auf vorgegebenen Plªnen kºnnen Sie mit 

schnellen Skizzen und Statements Ihren perfekten Garten in der Wohnung, am 

Balkon, am Dach oder im Innenhof entwerfen. 
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o Station ăRiechenò: Erriechen Sie verschiedene Gew¿rze und Krªuter, ohne 

diese zu sehen? 

o Station ăMitbestimmungò: Meine gr¿ne Stadt ð mein grünes Wohnen: Bringen 

Sie sich ein und skizzieren und diskutieren Sie zum Thema ăgr¿ne Stadt, grüne 

Architektur, Leben in der gr¿nen Stadtò. 

o Station ăIdeen-Postò: Der Plan eines mehrgeschossigen Wohnhauses wartet 

darauf, mit Ihren Ideen bestückt zu werden. Oder spinnen Sie andere Ideen 

einfach weiter. Ihrer Kreativität sind keine Grenzen gesetzt. 

¶ Event 5. Juli 2013 zu Permakultur in der Stadt in Wien 5 (Datengrundlage: 

Audiomaterial, Transkription, Mitschrift)  

¶ Stadtteilspaziergang am 18. Juli 2013 in Wien 23 (Datengrundlage: Audioaufnahme, 

Transkription, Mitschrift) 

¶ Event am 5. August 2013 mit UP (Umweltpionier) zu organischen Düngern und 

Bodenhilfsstoffen in Wien 5 

¶ 21. September 2013: Teilnahme am 20-Jahr-Fest der ăSargfabrikò und Diskussion zum 

Planungsbeispiel ăGoldschlagstraÇeò in Wien 14 

 

 

  



 

 

 

 

© B-NK GmbH und Dipl.-Ing. Ralf Dopheide e.U. Seite 43 

 

Abb. 9: Social Media Aktivitäten CompactGardenLivin g (Auswahl)   
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Diese Beiträge aus den Fokusgruppen -Interviews sowie den Aktionstagen bzw. Events 

wurden dokumentiert, transkribiert bzw. verschriftlicht und nach einem bestimmten Raster 

geclustert und so für die eigentliche Planung wieder zugänglich gemacht.  

 

Nach folgenden Bereichen bzw. Themenkreisen wurde geclustert:  

¶ Anregungen zu den jeweiligen Planungsbeispielen  

¶ Unterst¿tzung der Entwurfsidee ăCompactGardenLivingò 

¶ Infragestellung der Entwurfsidee ăCompactGardenLivingò 

¶ Partizipation in der Stadtentwicklung und Stadtplanung  

¶ konkrete Wünsche an den Freiraum (Größe, Ausstattung, Nutzungsarten, Gestaltung 

etc.) 

¶ Wünsche an die Obst-, Gemüse- und Kräuterwahl 

¶ Aussagen zu den Themen ăGªrtnern in der Stadtò (Subsistenzwirtschaft, Urban 

Gardening, Urban Farming, Permakultur etc.) 

¶ Ökologisierung im Garten  

¶ Anregungen zum Miteinandergärtnern und zum gemeinschaftlichen Miteinander im 

Grätzel (Stadtquartier) 

¶ Themenkreise in Bezug auf Vorannahmen, Vorurteilen, Befürchtungen oder 

Vandalismus 

¶ Mehrwert von Gärten in der Stadt 

¶ Persönliche Gartenerfahrungen in urbanen Räumen  

 

Die Interviews mit den Expertinnen und Experten aus den Bereichen Social Media und 

Stadtplanung wurden transkribiert bzw. dokumentiert und inhaltlich ausgewertet.  
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Abb. 10 Schematische Darstellung zum Input und Transfer in Planungsprozesse  
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é auf Planungsprozesse und Planungsinstrumente  

Konzept: Stadtteilplanung Ödenburger Str aße, Wien 21  

Das Planungsgebiet Ödenburger Straße liegt im 21. Bezirk in unmittelbarer Nähe der S -Bahn-

Station Jedlersdorf. Zurzeit stellt sich die Siedlungsstruktur sehr inhomogen dar. Städtische, 

kompakte Wohnhausanlagen wechseln sich mit Kleingartenanlagen ab, aber auch 

Einfamilienhäuser und gewerblich genutzte Flächen sind dort vorhanden. Direkt im und um 

das Planungsgebiet befindet sich keine ausgestaltete Parkanlage oder ein übergeordneter 

Grünraum. Westlich der Ödenburger Straße soll stattdessen eine aufgelockerte Nutzung 

durch Einfamilienhäuser, Garten- und Kleingartensiedlungen vorgesehen werden.  

Abb. 1 1 und 12 : Flächen widmungsplan des Planungsgebietes Ödenburger Straße 

(links) und Darstellung der Nutzungsräume (rechts)   

Im vorliegenden Entwurf wurde versucht, durch die Gestaltung eines qualitativ hochwertigen 

Wohnumfeldes mit hohem Grünanteil Orte zu schaffen, welche ei nen hohen Nutzwert mit 

Aufforderungscharakter haben, gleichzeitig aber auch gemeinschaftsbildende Flächen mit 

Rückzugsmöglichkeiten, wie beispielsweise Nutzgärten, aufweisen.  
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Abb. 13: Freiraumkategorien im Planungsgebiet  

 

ăVom begrünten Dach angefangen über Restwasser, das durch ausgeklügelte 

Systeme gefiltert wird und dadurch zum GieÇen weiterverwendet werden kann.ò (FGI 

2, Z. 43ð44) 

ăWas mir spontan eingefallen ist, ist, dass diese gemeinsame Flªche nicht nur den 

Vorteil des Bewirtschaftens, sondern auch einen kommunikativen Aspekt mit sich 

bringt. Man tritt in Beziehung zu seinen Nachbarn und gleichzeitig auch zur Natur. Ich 

sehe da also einen Mehrnutzen, einerseits die Pflanzen, aber auch eine 

gesellschaftliche Beziehung.ò (FGI 1, Z. 27ð30)  

ăEs ist schon auch Soziales dahinter und auch ein Wissensgrad. Ich glaube aber auch 

vor allem das eigene Interesse, vor allem bei der 30-plus-Generation. Die ganz Jungen 
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machen wiederum mit, die nicht mehr daran interessiert sind, das Plastikgemüse und 

-obst aus dem Supermarkt zu essen.ò (FGI 2, Z. 348ð351)  

ăEs wäre vielleicht konkret in Wien wünschenswert, eine größere Anzahl an öffentlichen 

Plätzen zu schaffen, wo die Neugier ausgereizt wird, wodurch das Privat- oder 

Miteigentum in Ruhe gelassen wird.ò (FGI 2, Z. 334ð336) 
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Konzept: Bebauung  für ein Grundstück in Wien   

Abb. 14  und 15 : Flächenwidmungsplan des Planungsgebietes (links), 

Gebäudetypologie und Freiräume (rechts )  

 

Im Rahmen von Fokusgruppen -Interviews wurden u. a. mögliche Bebauungsszenarien auf 

einem Grundstück hinsichtlich der sich daraus ergebenden Freiraumkategorien  diskutiert:  

¶ soziale Raumcharaktere privat, gemeinschaftlich und öffentlich nutzbar  

¶ Möglichkeiten privat nutzbarer Freiräume, wie Terrassengärten, Balkone, Loggien, 

Dachterrassen 

¶ gemeinschaftlich nutzbare Freiräume, wie Gemeinschaftsgärten, 

Kleinkinderspielplätze, Gemeinschaftsterrassen 

¶ halböffentliche und öffentliche Freiräume  
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Abb. 1 6 und 17 : Gebäudetypologie und Freiräume  

 

ă... an der Seite zur jeweils dazugehºrigen Wohnung das eigene Gr¿n teppichgroÇ.ò 

(FGI 2, Z. 461ð462) 

ăIch denke dabei an Pachtparzellen auf Gemeinschaftsfeldern ð diese Selbsternte ð, 

wo man gemeinsam nebeneinander einen Bereich bewirtschaftet, und nicht immer 

extra an den Stadtrand fahren und viele Kilometer auf sich nehmen muss. Wenn das 

gleich so eingeplant werden kann.ò (FGI 1, Z. 20ð23) 

ăWesentlich sind auch die Wege, also die rªumliche Nªhe, wobei ich hier nicht nur 

die vergeudete Zeit, sondern auch den Umweltaspekt sehe. Man könnte auch Energie 

sparen, wenn man das sozusagen vor der Haustüre nutzt. Das sehe ich fast als das 

Wesentlichste.ò (FGI 1, Z. 30ð33)  
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ăDas wªre auch von der Nachhaltigkeit besser, wenn die Hªuser nahe aneinander 

gebaut werden und nicht einzeln herumstehen.ò (FGI 2, Z. 377ð378) 

Die aus den Fokusgruppen hervorgegangenen Inputs konnten in der Form berücksichtigt 

werden, als dass neben der ursprünglich präferierten L -förmigen Gebäudeanordnung auch 

eine U-Form in Betracht gezogen wurde. Der dadurch hervorgerufene Innenhofcharakter lädt 

eher zum Verweilen als nur zum Durchqueren ein. Für Gemeinschaftsgärten bietet sich hier 

zudem eine Möglichkeit der sozialen Kontrolle. Die Gemeinschaftsgartenflächen rücken in 

den Mittelpunkt und sind besser einsehbar.  

 

 

 

  



 

 

 

 

© B-NK GmbH und Dipl.-Ing. Ralf Dopheide e.U. Seite 52 

 

Konzept: Straßenfreiraum Begegnu ngszone Goldschlagstraße , Wien 14  

Das Planungsgebiet ăBegegnungszone GoldschlagstraÇeò befindet sich im 14. Bezirk in 

unmittelbarer Nähe zum Matzner Park. Der Straßenabschnitt soll eine Fußgängerzone werden, 

um mehr Freiraum für die BewohnerInnen des Stad tteils zu erhalten. Es sollte eine 

Begegnungszone für die BewohnerInnen, BenutzerInnen und BesucherInnen dieses Ortes 

sein. Zurzeit ist der Straßenabschnitt noch befahren und auf beiden Straßenseiten mit 

Schrªgparkplªtzen ausgestaltet. Die ăBlechlawineò soll weichen und durch eine 

Fußgängerzone, die zusätzlich durch Schanigärten und Hochbeete zum Kultivieren von 

Nutzpflanzen (gemeinschaftliches Gärtnern) aufgewertet wird, ersetzt werden. Auf beiden 

Straßenseiten befinden sich Wohngebäude, u. a. die Wohnhausanlage ăSargfabrikò. 

Abb. 1 8 und 19 : Flächenwidmung der Goldschlagstraße  zwischen Matznergasse und 

Missindorfstraße (links) und Perspektive Gestaltungsvorschlag (rechts)  

ăIch glaube auch, dass das nur dann leben kann, wenn das eine gemischte Nutzung 

hat, ja. Und ein attraktiver Raum ist auch zum Verweilen. Und es reicht sicher nicht, 

wenn da irgendwie fünf Leute mit der Haue einmal in der Woche da herumstochern, 

ja. Also, das belebt den Grünraum sicher nicht. Das kann nur ein Element sein, was 

den Aufenthalt attraktiver macht, ja. Das Verweilen, das Langsamgehen, vielleicht 



 

 

 

 

© B-NK GmbH und Dipl.-Ing. Ralf Dopheide e.U. Seite 53 

 

einmal stehen bleiben. Und einmal schauen. Komplettes durchziehen, so wie es jetzt 

der Fall ist, und nicht nur für die Autos ein Durchzug ist. Das kann über verschiedene 

Elemente erfolgen, ja. Und ein Element davon ist das Grün. Und wenn das Element 

dann für mich die Schanigärten und bzw. so halt Begegnungen auch möglich zu 

machen, ist. Ist ja nicht so, dass dort wenige Leute vorbeikommen. [é] Also solche 

Elemente brauchtõs. Und solche Elemente können auch Pflanzen sein oder gemischte 

Nutzungen ermºglichen.ò (FGI 4, Z. 745ð769) 

ăAlso für mich ist ein ganz wesentlicher Gedanke bei der Vorstellung, wofür dieser 

Raum gut sein könnte, die Wahrnehmung, dass es hier Arbeitsplätze gibt. Sowohl bei 

uns im Haus, aber natürlich vor allem dann auch im Gewerbehof. Es ist immer der 

Punkt, dass die sitzenden Arbeitsplätze in der Pausengestaltung in Gefahr sind, 

wieder zu sitzen. Das heißt, dass es ganz wichtig ist, hinauszugehen. Und dass es 

auch ganz wichtig ist, sich zu bewegen. Und das wäre auch ein wichtiger Punkt für 

mich. Egal, und wenn das jetzt ein stationärer Hometrainer ist oder so was, den ich 

benützen kann, während ich meinen Kaffee trinke. Und ich würde mir auch vorstellen, 

dass es Strukturen gibt, die zur Bewegung anregen. Also z. B. Kinder, wir haben ja 

geredet über so Sitz- oder Liegemöbel, so was weiß ich so was, wie da im 

Museumsquartier steht, die auch so ein bisschen zum Herumkraxeln oder 

Sichhinsetzen einladen. Und dass man nicht nur sitzen kann, wo man auch 

konsumieren muss. Das finde ich ganz wichtig, dass man einfach sein kann und dass 

man halt auch in verschiedenen Positionen sein kann. Der Westwind ist sicher ein 

Problem. Und ich denke, bei allem, was grün ist, ist auch die Sonneneinstrahlung ein 

wichtiges Problem. Ich glaube, dass es wichtig ist, das sehr sorgfältig zu planen, dass 

man nicht Grünflächen gestaltet, die dann das nicht bringen, weil sie nicht genug 

Sonne haben, weil sie auf der falschen Seite stehen oder so. Also dass man ein 

bisschen einfach schaut. Dass man nicht hier Versprechungen macht. Wir sind 

immerhin in einer Gasse zwischen vierstöckigen Gebäuden. Und was ich mir 

erträume, ist, dass das Grün nach oben ist. Und da denke ich nicht unbedingt an 
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Bäume. Sondern eher so an begrünte Kabel, an denen die Lampen hängen oder so, 

ja. Also so was, was sich so wild hinauf und hinüber, so dieser Wein, diese Weinlauben 

beim Heurigen oder solches Zeug. Also sozusagen auch dieses Schluchtartige von 

solchen Straßen auch ein bisschen. Und dass man es von der Ferne sieht. Und dass 

man es sich als Autofahrer zweimal überlegt, ob man da einbiegen will. Dass es 

einfach von außen von der Straßenecke schon den Eindruck erweckt, dass es ein 

Lebensraum ist, da habe ich mit meinen vier Rädern eigentlich nicht wirklich was zu 

suchen. Da fahre ich lieber eine Gasse weiter, weil dort könnte mir ein Kind in die 

Quere kommen oder ein Wasðweiß-ich-Was.ò (FGI 4, Z. 785ð815) 

Der öffentliche Raum sollte so gestaltet werden, dass unterschiedliche Nutz ungen möglich 

sind. Straßen z. B. sollten nicht nur ein Durchzugsort sein, sondern Orte zum Lustwandeln, 

zum Verweilen, Orte der Begegnung und Treffpunkte. Konkret wurden Sitz - und 

Liegeelemente, Begrünung und Schanigärten und Bewegungsmöglichkeiten als 

Ausstattungselemente genannt.  
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Vorentwurf: Freiraumplanung der Wohnhausanlage  ăEibesthal ò in 

Niederösterreich   

Das Planungsgebiet ăEibesthalò befindet sich im nºrdlichen Weinviertel, nordwestlich von 

Mistelbach gelegen.  

Derzeit befindet sich auf dem Grunds tück noch ein alter Dreikanthof. Dieser soll einer neuen 

Wohnhausanlage weichen. Die neue Wohnhausanlage wird ebenfalls eine U-Form erhalten, 

wodurch der entstehende Freiraum auch einen Innenhofcharakter erhält. Am süd -östlichen 

Teil des Grundstückes sollen in einer weiteren Bauphase Doppelhaushälften mit Privatgärten 

entstehen. 

Abb. 20 und 21: ¦bersichtsfoto des Planungsgebietes ăWohnhausnalage Eibesthalò 

(links) und Grundrissplan der Freiraumgestaltung Wohnhausanlage Eibesthal 

(rechts)  
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Abb. 22 und 2 3: Detailansichten der Freiraumgestaltung der Wohnhausanlage 

Eibesthal   

 

ăEs wäre eine Superidee, wenn man irgendwie so Wohnräume schaffen würde, wo 

dann halt, weiß nich,t vier Familien oder vier Einheiten, wie viel Leute dann auch immer 

dort drin wohnen. Irgendwie so in einem Vierkanthof, die dann in der Mitte sozusagen 

eine gemeinschaftliche Fläche haben, die sie nutzen können, wo ein Treffpunkt auch 

ist.ò (FGI 5, Z. 297ð301)  

ăFür mich wäre schon wichtig, auch meinen persönlichen Garten oder meine 

persönlichen Töpfe und Tröge zu haben, um alltägliche Bedarfsgüter, wie Petersilie 

und andere Kräuter oder auch Tomaten, auch bei der Hand zu haben und nicht extra 

in den Garten gehen zu müssen. Diese würde ich selber auf dem Balkon oder der 

Terrasse haben. Eher das Größere, wie Erdäpfel, was man einfach nicht jeden Tag 

braucht und was im Größeren geerntet wird, das könnte ich mir unten im Garten 

vorstellen.ò (FGI 1, Z. 99ð104)   


